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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
EU Europäische Union
IV Invalidenversicherung
EMRK Europäische Menschenrechtskonvention
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
MWST Mehrwertsteuer
StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
GSoA Gruppe für eine Schweiz ohne Armee
SBV Schweizerischer Bauernverband
MSV Mutterschaftsversicherung
GATT General Agreement on Tariffs and Trade
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

AVS Assurance-vieillesse et survivants
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
UE Union européenne
AI Assurance-invalidité
CEDH Convention européenne des droits de l'homme
EEE l'Espace économique européen
TVA Taxe sur la valeur ajoutée
CP Code pénal suisse
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée
USP Union Suisse des Paysans
AMat Assurance en cas de Maternité
GATT General Agreement on Tariffs and Trade
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Nach der Ablehnung des EWR-Vertrages und den sich daraus ergebenden
Schwierigkeiten in bezug auf die politische Integration der Schweiz in ihr europäisches
Umfeld wurde der Ruf nach einer inneren Reform in der Gestalt einer Totalrevision der
Bundesverfassung wieder stärker. Die kleine Kammer überwies eine entsprechende
Motion von Josi Meier (cvp, LU), welche vom Bundesrat verlangt, eine Vorlage
auszuarbeiten, über welche das Parlament im Jubiläumsjahr abstimmen kann. In ihrer
Begründung machte sie klar, dass durch die politischen und wirtschaftlichen Umbrüche
in Europa und der Welt eine Revision nicht nur formeller, sondern auch materieller Art
notwendig sei. Die Schwierigkeit einer auch inhaltliche Ziele verfolgenden Revision
besteht laut den Staatsrechtlern Rhinow (fdp, BL) und Zimmerli (svp, BE) darin, den
politischen Willen zu dieser Totalrevision auszumachen sowie einen Konsens aller
politisch Verantwortlichen zu den Leitlinien der Revision zustandezubringen; Konflikte
um gewisse materielle Änderungen seien bereits vorprogrammiert. Neben dem
Haupttext sollten dem Parlament deshalb auch Varianten unterbreitet werden, in
welchen lediglich Reformen der politischen Institutionen vorgeschlagen werden. 1

MOTION
DATUM: 16.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Der Ständerat anerkannte die Berechtigung und die Dringlichkeit des Begehrens. Aus
rechtstechnischen Gründen folgte er aber – mit Einverständnis von Bundesrat Koller –
seiner Kommission, die beantragte, die erforderlichen Bestimmungen nicht ins StGB
einzubauen, sondern ein neues, vom Kommissionspräsidenten Zimmerli (svp, BE)
konzipiertes Bundesgesetz über kriminalpolizeiliche Zentralstellen zu schaffen. Dieses
könnte später den gesetzlichen Rahmen für weitere Zentralstelle bilden. In der politisch
heikelsten Frage, der Regelung des Datenschutzes, entschied sich der Ständerat für
eine restriktivere Lösung, die sich an der britischen Praxis orientiert. Um zu verhindern,
dass Kriminelle herausfinden können, ob über sie überhaupt Informationen vorhanden
sind, sollen keine Einsichtsgesuche in die Datensammlung der Zentralstellen gestellt
werden können. Der Datenschutzbeauftragte soll Interessierten auf Anfrage lediglich
mitteilen, dass er selbst Einsicht genommen habe und dass er – falls Daten vorhanden
gewesen wären – die korrekte Bearbeitung allfällig falsch bearbeiteter Daten
angeordnet hätte. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.1994
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Der Ständerat befasste sich als erster mit den Vorschlägen des Bundesrats für die
"Regierungsreform 93". Die vorberatende Kommission unterstützte das Projekt
grundsätzlich, beantragte jedoch beim Kernpunkt der Vorlage, der Schaffung von
zusätzlichen Staatssekretärposten, zwei wichtige Änderungen: Deren Zahl soll von
maximal 21 auf 10 reduziert und ihre Wahl durch die Bundesversammlung bestätigt
werden. Den ersten Antrag begründete sie mit dem Risiko eines Referendums infolge
der entstehenden Kosten, den zweiten mit dem politischen Gewicht, das
Staatssekretäre haben müssen, um den Bundesrat im Parlament und in
aussenpolitischen Verhandlungen spürbar entlasten zu können. Im Plenum unterlag
Zimmerli (svp, BE) mit seiner grundsätzlichen Opposition gegen die Schaffung von
zusätzlichen Staatssekretärposten. Seiner Ansicht nach würde damit die Fortsetzung
der Reform in Richtung eines zweistufigen Regierungskabinetts und zuungunsten der
von ihm vorgezogenen Heraufsetzung der Zahl der Bundesräte präjudiziert. Die Zahl der
Staatssekretäre wurde auf zehn begrenzt und mit Zweidrittelsmehrheit gegen den
Widerstand des Bundesrates auch die Wahlbestätigung durch die Bundesversammlung
eingeführt. Gegen den Willen des Bundesrats verbot die kleine Kammer im weiteren die
Stimmenthaltung bei Abstimmungen in Bundesratssitzungen; diese Regel besteht auch
in Kantonsregierungen und Richterkollegien. Die Neuerung, dass der Bundesrat über

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.1994
HANS HIRTER
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die Organisation der Departemente selbst entscheiden kann, blieb unbestritten. In der
Gesamtabstimmung nahm der Rat die Reform mit 21 zu 3 Stimmen an. 3

Parlamentsmandat

Auf Antrag seiner Kommission lehnte der Ständerat den Entscheid des Nationalrats aus
dem Vorjahr ab, die Immunität von Nationalrat Keller (sd, BL) im Fall einer
Strafverfolgung wegen Verstosses gegen das Anti-Rassismusgesetz aufzuheben. Die
Kommission verurteilte zwar die Äusserungen Kellers, begründete ihren ablehnenden
Antrag jedoch damit, dass bei dem hier vorliegenden Fall der relativen Immunität (Keller
hatte sein Communiqué als Nationalrat und Parteipräsident gezeichnet) ein gewisser
Ermessensspielraum bestehe. Insbesondere könne die Immunität gewährt bleiben,
wenn ungenügende Anhaltspunkte für eine Verurteilung vorliegen. Dies war nach
Ansicht der Kommission der Fall: Keller habe unmittelbar nach seiner Tat klargestellt,
dass sich der Boykottaufruf nicht gegen Juden im allgemeinen richte, sondern gezielt
als Gegenmassnahme gegen diejenigen amerikanischen jüdischen Firmen, welche zu
einem Boykott der Schweiz aufrufen, gedacht sei. Für den Berner Zimmerli (svp) war
diese Argumentation nicht stichhaltig. Da es sich nicht um einen unbedeutenden Fall
von Ehrverletzung handle, sondern um die Auslegung eines neuen und unter
Menschenrechtsaspekten sehr wichtigen Gesetzes, könne nicht das Parlament in einem
summarischen Vorverfahren über die Strafwürdigkeit urteilen. Sein Antrag, die
Immunität von Nationalrat Keller aufzuheben, unterlag mit 27:15 Stimmen. Der
Nationalrat bestätigte hingegen mit dem praktisch gleichen Stimmenverhältnis wie im
Dezember 1998 (96:55) seinen Aufhebungsentscheid. In der Differenzbereinigung hielt
die kleine Kammer mit 25:11 Stimmen an ihrem ursprünglichen Entscheid fest, womit
das Geschäft aus den Traktanden gestrichen und die Immunität von Keller nicht
aufgehoben wurde. 4

ANDERES
DATUM: 16.06.1999
HANS HIRTER

1995 war der Ständerat mit seinen Bestrebungen für eine engere Fassung der
gesetzlichen Bestimmungen über den Schutz von Parlamentariern und von diesen
gewählten Magistratspersonen vor der Strafverfolgung am Veto des Nationalrats
gescheitert. Nun unternahm seine Kommission für Rechtsfragen einen neuen Anlauf.
Mit einer parlamentarischen Initiative beantragte sie eine restriktivere Bestimmung,
indem festgehalten werden soll, dass diese relative Immunität (d.h. das Erfordernis
einer Zustimmung des Parlaments zu einer Strafverfolgung) nur dann gewährt wird,
wenn die inkriminierte Handlung in „unmittelbarem“ Zusammenhang mit der amtlichen
Tätigkeit steht. Da allerdings dieser Zusammenhang nicht objektiv definiert werden
kann, wird weiterhin das Parlament darüber zu entscheiden haben, ob ein solcher
gegeben sei. Gemäss den Ausführungen des Kommissionspräsidenten Zimmerli (svp, BE)
anlässlich der Eintretensdebatte wäre ein solcher unmittelbarer Zusammenhang
gegeben, wenn die inkriminierte Person sich bei ihren Äusserungen auf Informationen
stützt, die sie im Zusammenhang mit ihrer parlamentarischen Tätigkeit erworben hat.
Der Ständerat stimmte dieser neuen Regelung zu. Gegen den Kommissionsantrag hatten
sich zwei Opponenten mit gegensätzlicher Stossrichtung gestellt: Carlo Schmid (cvp, AI)
beantragte Nichteintreten, da eine möglichst weitgefasste relative Immunität für die
Meinungsfreiheit der Parlamentarier, die eine andere Rolle als die übrigen Bürger zu
erfüllen hätten und deren Äusserungen auch viel kritischer wahrgenommen würden,
von grosser Wichtigkeit sei. Im Gegensatz zu ihm plädierte der Freisinnige Marty (TI) für
die Abschaffung der relativen Immunität, da dieses Privileg für die Ausübung des Amtes
für die meisten Parlamentarier ohnehin nicht relevant sei, da gegen sie nie
Strafanzeigen eingereicht würden. Der Nichteintretensantrag Schmid wurde vom Rat
mit 28:15 Stimmen abgelehnt. Der Antrag der von Marty vertretenen Minderheit, die
Immunität nur noch für Handlungen, die sich direkt auf die amtliche Tätigkeit von
Parlamentariern beziehen (also z.B. Reden im Parlament und dessen Ausschüssen) zu
gewähren, wurde relativ knapp abgelehnt.

Einem einstimmigen Antrag seiner Rechtskommission folgend, beschloss der
Nationalrat diskussionslos, auf diesen Entscheid des Ständerats nicht einzutreten.
Kommissionssprecher de Dardel (sp, GE) begründete diese Ablehnung einerseits damit,
dass diese neuen Bestimmungen noch mehr Interpretationsprobleme schaffen würden
als die bisherigen. Andererseits war aus seiner Begründung auch deutlich die
Verärgerung über die Haltung der kleinen Kammer im Fall der Immunitätsgewährung für
Nationalrat Keller (sd, BL) herauszuhören (siehe dazu hier). 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.12.1999
HANS HIRTER
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Organisation der Bundesrechtspflege

In das Sofortprogramm soll gemäss einer vom Ständerat überwiesenen Motion Zimmerli
(svp, BE) auch die Bestimmung aufgenommen werden, dass das Bundesgericht nicht nur
formal, sondern auch inhaltlich auf staatsrechtliche Beschwerden gegen kantonale
Entscheide eintreten kann. Damit wäre Gewähr geboten, dass auch in Kantonen ohne
eigenes Verwaltungsgericht die von Art. 6.1 der Europäischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) geforderte vollständige Behandlung von Rekursen
gegen staatliche Entscheide durch unabhängige richterliche Instanzen erfüllt werden
kann. Bundespräsident Koller hatte sich vergeblich gegen diese Motion ausgesprochen,
welche seiner Ansicht nach auf unzulässige Weise in die kantonale Verfahrenshoheit
eingreift. 6

MOTION
DATUM: 25.09.1990
HANS HIRTER

Die im Vorjahr vom Ständerat überwiesene Motion Zimmerli (svp, BE), welche verlangte,
dass das Bundesgericht nicht nur formal, sondern auch materiell auf staatsrechtliche
Beschwerden gegen Kantone eintreten kann, um in allen Fällen den Anforderungen der
EMRK zu genügen, fand im Nationalrat keine Unterstützung. Da die wenigen Kantone,
welche noch nicht über ein Verwaltungsgericht verfügen (UR, AR und AI), mit dem
revidierten Gesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege zur Einrichtung
entsprechender Instanzen innerhalb von fünf Jahren verpflichtet werden, wurde der
Vorstoss als überflüssig abgelehnt. 7

MOTION
DATUM: 13.12.1991
HANS HIRTER

Volksrechte

Die im Vorjahr in Schwung gekommene Diskussion über die Zulässigkeit von
Rückwirkungsklauseln in Volksinitiativen wurde im Berichtsjahr aus aktuellem Anlass
weitergeführt. Zuerst hatte das Parlament zur Volksinitiative «40 Waffenplätze sind
genug» Stellung zu nehmen. Dieses Begehren wurde primär zur Verhinderung des 1989
von der Bundesversammlung beschlossenen Waffenplatzes Neuchlen (SG) eingereicht
und ist deshalb mit einer Rückwirkungsklausel ausgestattet. Noch während dieser
Auseinandersetzung reichten Armeegegner eine Volksinitiative ein, welche den
Parlamentsbeschluss für den Kauf von F/A-18-Kampfflugzeugen ebenfalls mit einer
rückwirkenden Bestimmung zu Fall bringen'will. Einige bürgerliche Parlamentarier –
unter ihnen der Berner Ständerat Zimmerli (svp) – sprachen sich ,für eine
Ungültigkeitserklärung der Waffenplatzinitiative aus, da mit ihr im nachhinein ein
gemäss Verfassung dem Parlament zustehender Entscheid korrigiert werden soll und
damit die Volksinitiative den Charakter eines nicht vorgesehenen Referendums
erhalte. 8

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.06.1992
HANS HIRTER

Die im Berichtsjahr wieder etwas häufiger vorgekommenen Niederlagen der
Parlamentsmehrheit in Volksabstimmungen führten zu neuen Vorschlägen, wie
oppositionellen Initiativ-, Referendums- und Abstimmungskomitees das Leben
schwerer gemacht werden könnte. Ökonomieprofessoren, die davon ausgehen, dass
der schweizerische Staat handlungsunfähig geworden ist, schlugen eine massive
Einschränkung des fakultativen Referendums vor. Dieses soll nur noch gegen
Parlamentsbeschlüsse ergriffen werden können, die in den Räten keine
Zweidrittelmehrheit erreicht haben. Nach der nur knapp ausgefallenen Zustimmung zu
dem von fast allen Parteien unterstützten Antirassismus-Gesetz regte Ständerat
Zimmerli (svp, BE) mit einer parlamentarischen Initiative an, dass ein
Parlamentsbeschluss erst dann als abgelehnt gilt, wenn die ablehnende Mehrheit
mindestens einen Drittel der Stimmberechtigten ausmacht; beim Beitritt zu
supranationalen Organisationen oder bei Verfassungsteilrevisionen müsste dazu auch
noch eine ablehnende Mehrheit der Stände kommen. Ein analoges Quorum von einem
Drittel der Stimmberechtigten wäre für die Annahme einer Volksinitiative neben
Stände- und Volksmehr erforderlich. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER
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Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Bei den Gesamterneuerungswahlen im Kanton Bern waren nach den Rücktritten von
Peter Widmer (fdp), der die politische Bühne nach achtjähriger Zugehörigkeit zur
Regierung verliess, sowie Peter Schmid (svp), der Interesse an der Nachfolge von
Ständerat Ulrich Zimmerli signalisierte, zwei Sitze neu zu besetzen. Der Wahlkampf warf
keine grossen Wellen, was nicht weiter erstaunlich war, weil von Anfang an keine
parteipolitischen Veränderungen zu erwarten waren, da die beiden grossen
bürgerlichen Parteien mit einer gemeinsamen Liste und partnerschaftlicher Werbung
antraten. Seit der 1990 vorgenommenen Verkleinerung der Exekutive auf sieben Sitze
beanspruchte die SVP drei Sitze, die FDP deren zwei für sich; die beiden weiteren Sitze
wurden der SP überlassen. Mit dem Wahlausgang vom 19. April zeigten sich sowohl
Bürgerliche als auch die SP zufrieden, weil für sie aus den Wahlen keine eigentlichen
Niederlagen resultierten. Das traditionelle Wahlbündnis zwischen SVP und FDP hatte
sich ein weiteres Mal bewährt: als Siegerin ging Elisabeth Zölch (svp) aus den
Regierungsratswahlen hervor, die in 20 von 26 Amtsbezirken das beste Resultat
erzielte. Auf dem zweiten und dritten Rang landeten der Vertreter des Berner Jura,
Mario Annoni (fdp), der vor vier Jahren noch vor Zölch das beste Resultat erreicht hatte,
sowie Hans Lauri (svp). Das bürgerliche Quintett vervollständigten die freisinnige Dora
Andres sowie Werner Luginbühl (svp), die als Neue den Sprung in die Regierung sicher
schafften.

Die Linke, die mit fünf Kandidaturen angetreten war, verfehlte ihr Wahlziel auf einen
dritten Sitz in der Regierung deutlich. Immerhin konnten die beiden bisherigen
sozialdemokratischen Kandidaten Dori Schaer und Samuel Bhend im Gegensatz zu den
letzten Regierungsratswahlen vor vier Jahren die bürgerlichen Phalanx sprengen und
überrundeten stimmenmässig die beiden neugewählten Bürgerlichen. Eine Niederlage
musste die dritte SP-Kandidatin Elisabeth Gilgen einstecken, die das absolute Mehr
nicht schaffte und den Einzug in die Regierung deutlich verpasste. Einen
Achtungserfolg erzielten die beiden grünen Politikerinnen Regula Rytz und Barbara von
Escher, welche nur unwesentlich hinter Gilgen zurückblieben. Aus rot-grünen Kreisen
wurde einmal mehr das Majorzwahlrecht kritisiert, bei dem die Bürgerlichen die
Sitzzahl der Linken bestimmen könnten. Nichts mit dem Wahlausgang zu tun hatten die
weiteren Kandidaten aus EVP, SD, Bürgerpartei und Vereinzelte. Die Regierung setzt
sich auch weiterhin aus drei SVP-Mitgliedern, zwei Freisinnigen und zwei
Sozialdemokraten zusammen. Im Kanton Bern sitzen mit Zölch, Schaer und Andres
erstmals drei Frauen in einer Kantonsregierung. Das Resultat der Regierungsratswahlen
insgesamt war Ausdruck einer offenbar weit verbreiteten Zufriedenheit des Wahlvolkes
mit der Regierungsarbeit: die Bisherigen belegten geschlossen die ersten fünf Plätze.
Andererseits widerspiegelt es eine grosse Gleichgültigkeit gegenüber der kantonalen
Politik: die Stimmbeteiligung war mit 29,3 Prozent äusserst tief (1994: 33,5%). 10

WAHLEN
DATUM: 19.04.1998
URS BEER

Eidgenössische Wahlen

46 amtierende Nationalräte und 17 Ständeräte sind auf Legislaturende aus ihrem Rat
ausgetreten. Unter den 46 zurücktretenden Nationalräten versuchten sechs den
Übertritt in den Ständerat: Comby (fdp, VS), Dettling (fdp, VS), Epiney (cvp, VS), Gros (lp,
GE), Hafner (sp, SH) und Schmid (svp, BE). Bei den Bundesratsparteien hatten die SP
und die FDP je neun, die CVP zwölf und die SVP fünf Rücktritte zu verzeichnen. Bei den
kleineren Parteien verzichteten insgesamt fünf Personen auf eine Wiederwahl: ein
Grüner, zwei FP-Politiker, ein LdU-Mitglied und ein Schweizer Demokrat. Aus dem
Ständerat traten sechs FDP-Politiker, sieben der CVP, drei der SVP und einer der SP
zurück. Die Rücktrittsquote im Nationalrat blieb im Vergleich zu den Wahlen 1995
unverändert auf 24%. Im Ständerat betrug sie 37%. Bei den Frauen fiel die
Rücktrittsquote etwas geringer aus. Von den 45 amtierenden Nationalrätinnen
demissionierten deren acht (18%), den Ständerat verliess Rosemarie Simmen (sp, SO) als
einzige von sieben Amtsinhaberinnen. Zahlreiche prominente Politiker hatten ihren
Rücktritt eingereicht; darunter Bonny (fdp, BE), Carobbio (sp, TI), Iten (fvp, ZG),
Mühlemann (fdp, TG), Onken (sp, TG), Rhinow (fdp, BL), Stamm (cvp, LU), FDP-
Vizepräsident Tschopp (GE), Uhlmann (svp, TG) und Zimmerli (svp, BE). 11

WAHLEN
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Aussenpolitik

Aussenpolitik

Contre l'avis du chef du DFAE, le Conseil des Etats a adopté à une large majorité la
motion Zimmerli (udc, BE) demandant un nouvel article 2 de la Constitution
définissant de façon plus détaillée les objectifs et les moyens de la politique étrangère
de la Suisse. Contrairement à la motion de la commission des affaires étrangères du
Conseil national mentionnée plus haut, celle de Zimmerli ne prévoit pas un
réaménagement des compétences entre le Conseil fédéral et le parlement, mais exige
une redéfinition claire des grands axes de l'action de la Confédération face aux
transformations que connaît la société internationale. Cette nouvelle disposition
constitutionnelle devrait déterminer l'indépendance de la Suisse, mentionner la
politique active en faveur de la paix et des droits de l'homme, proclamer la foi en la
solidarité internationale. Pour le député bernois, une telle modification de la
Constitution aurait pour effet de dynamiser la politique extérieure et de lui donner une
plus grande transparence. De plus, cela permettrait de susciter un débat public de fond
sur l'avenir des relations de la Suisse avec l'étranger et ainsi de clarifier auprès de la
population les grandes lignes de la politique étrangère. Dans sa réponse, le chef du
DFAE a déclaré qu'il redoutait que l'on fige ainsi la politique extérieure de la Suisse
alors que le monde est en rapide mutation. 12

MOTION
DATUM: 16.09.1991
ANDRÉ MACH

Le Conseil national a transmis comme postulat la motion Zimmerli (udc, BE) —
acceptée l'an dernier par le Conseil des Etats — qui préconisait une reformulation de
l'article 2 de la constitution, de manière à énoncer les objectifs et les moyens de la
future politique étrangère de la Suisse. Il s'est ainsi rangé à l'avis du Conseil fédéral.
Même si la commission de la politique extérieure a déclaré qu'il était souhaitable
d'inscrire dans la constitution une nouvelle version de cet article, elle a estimé qu'une
telle révision n'était pas indiquée dans une période où la politique étrangère était en
pleine évolution; d'autre part, elle a considéré que sa motion (91.3035), transmise
l'année dernière par la chambre basse, lui paraissait plus complète que celle adoptée
par le Conseil des Etats. Quelques jours plus tard, ce dernier, au soulagement du
Conseil fédéral, a toutefois refusé à une courte majorité de transmettre la motion de la
commission de la chambre basse. Il a préféré la transformer en postulat, à cause
essentiellement de la redéfinition des compétences entre le Conseil fédéral et les
Chambres qui était exigée par ce texte. 13

MOTION
DATUM: 10.03.1992
ANDRÉ MACH

Beziehungen zur EU

Afin d'adapter le droit suisse à l'acquis communautaire contenu dans le traité sur l'EEE,
le département de justice et police a élaboré un programme intitulé Eurolex, destiné à
évaluer les effets du droit de l'EEE sur le droit fédéral. Ceux-ci seront présentés dans
le message relatif au traité de l’EEE que le Conseil fédéral adressera aux Chambres.
D'autre part, un groupe de travail parlementaire, présidé par le conseiller aux Etats U.
Zimmerli (udc, BE) a été mis sur pied au printemps afin de clarifier les modalités de
l'adaptation du droit suisse; le groupe de travail a déposé son rapport au mois de juin.

Selon la procédure de ratification prévue, la Cour européenne de justice, puis le
parlement européen devront, dans un premier temps, donner leur avis sur le traité; il
sera ensuite signé par le Conseil fédéral et devra être ratifié par les Chambres fédérales
et le peuple. Pour l'ensemble des lois entrant en vigueur dès le ler janvier 1993, deux à
trois sessions spéciales des Chambres sont prévues et le peuple votera normalement à
la fin de l'année 1992. 14

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.10.1991
ANDRÉ MACH
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Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

En mars, le Groupement pour une Suisse sans armée (GSsA) et les milieux pacifistes et
antimilitaristes, soutenus de près ou de loin par les socialistes, les écologistes et le
parti du travail, ont lancé une initiative populaire «pour une Suisse sans nouveaux
avions de combat». Cela se produisit avant que le Conseil national ne se prononce sur
l'acquisition du F/A-18 ; le GSsA avait en effet décidé d'agir rapidement afin d'avoir un
moyen de pression avant l'achat effectif. L'annonce du lancement de cette initiative a
nettement polarisé le débat, notamment dans le monde politique. C'est ainsi que cela a
ressoudé les rangs des partis bourgeois qui comptaient jusque-là un certain nombre
d'indécis, voire d'opposants. L'immense succès populaire de la récolte de signatures a
néanmoins ébranlé certaines certitudes, notamment dans les rangs démocrates-
chrétiens.
Le texte du GSsA vise à introduire un nouvel article 20 des dispositions transitoires de
la constitution stipulant que la Confédération ne peut acquérir aucun avion de combat,
à partir du 1e juin 1992 et jusqu'en l'an 2000, ce qui empêcherait donc l'achat du F/A-
18. Pour les initiants, le nouvel avion de combat est parfaitement inutile et correspond à
des conceptions militaires surannées datant de la guerre froide. De plus, ce n'est pas
au moment où les caisses fédérales sont vides qu'il faut procéder à un achat si coûteux.
Cette initiative a été déposée au début de l'été munie de 181'707 signatures valables. Le
cap des 100'000 signatures fut dépassé en une douzaine de jours et le total, après un
mois de récolte, s'est monté à plus d'un demi-million. Ceci constitue un véritable
record et traduit l'importance de l'opposition populaire à l'achat du F/A-18. Pour
gagner du temps, le GSsA n'a soumis qu'une partie des signatures à la Chancellerie
fédérale et a transformé les 320'000 restantes en une pétition. 
Cette initiative a été souvent interprétée autant comme un rejet de l'armée que du
nouvel avion de combat. En outre, des critiques se sont élevées contre la clause de
rétroactivité qu'elle contient; cette pratique qui tend à se répandre mettrait, selon
certains, en danger la sécurité du droit. De plus, le fait que cela ait contesté par avance
le choix du parlement a été considéré comme une manoeuvre se situant à la limite de la
démocratie. Certains parlementaires bourgeois radicaux et démocrates du centre,
emmenés par Ulrich Zimmerli (udc, BE), ont d'ailleurs fait part de leur résolution
d'invalider cette clause et de rendre de ce fait irrecevable l'initiative (le même
problème s'est posé à propos de l'initiative «40 places d'armes ça suffit!...». Plusieurs
propositions ont été soumises au parlement dans le but d'interdire ou de limiter l'usage
de clauses rétroactives). Cependant, Kaspar Villiger a annoncé qu'il souhaitait que
l'initiative soit soumise au peuple. Selon lui, cela aurait été une erreur politique de la
déclarer nulle pour une raison juridique, ce qui fut également l'avis du PDC et du PRD.
En revanche, le chef du DMF a estimé qu'il n'y avait aucune raison de traiter ce texte
plus rapidement que les autres et d'organiser un scrutin en 1992 comme les initiants le
désiraient. 
Si le PS et la Lega ont déclaré soutenir l'initiative, les partis bourgeois s'y sont
clairement opposés; ils considèrent qu'elle met en danger la crédibilité de l'armée
suisse et s'inscrit dans le vaste dessein de sa suppression. Pour sa part, le patronat a
vigoureusement défendu l'acquisition du F/A-18. Selon lui, cela permettrait à l'industrie
suisse d'obtenir des contrats compensatoires d'une valeur de CHF 2 milliards, ce qui
devrait garantir des commandes pour beaucoup d'entreprises et donc assurer
l'existence de nombreux emplois. 15

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.07.1992
SERGE TERRIBILINI

Bevölkerungsschutz

In der Wintersession verabschiedete der Ständerat einstimmig sowohl das neue
Zivilschutzgesetz wie das revidierte Schutzbautengesetz, ohne am Vorschlag des
Bundesrates nennenswerte Änderungen vorzunehmen. Ein Rückweisungsantrag
Zimmerli (svp, BE), welcher eine engere Abstimmung zwischen Zivilschutz- und
Militärgesetz sowie die Zuweisung der beiden Bereiche ans gleiche Departement
erreichen wollte, wurde klar abgelehnt. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.1993
MARIANNE BENTELI
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Das im Vorjahr präsentierte neue Binnenmarktgesetz wurde noch im Berichtsjahr
angenommen. Obwohl der Grundsatz des Abbaus von Handels- und
Mobilitätsschranken zwischen den Kantonen an sich unbestritten war, beantragte im
Nationalrat eine aus rechtsbürgerlichen Parlamentariern gebildete
Kommissionsminderheit Nichteintreten. Sie hielten das Gesetz für staatspolitisch
bedenklich, weil es die Kompetenzen der Kantone tangiere, und zudem für überflüssig,
weil die Kantone in der Zwischenzeit die wichtigsten Liberalisierungsschritte vollzogen
und in Konkordaten verallgemeinert hätten. Sie wurden von den Fraktionen der SVP und
der FP sowie einer FDP-Minderheit unterstützt, unterlagen aber mit 110:28 Stimmen. In
der Detailberatung stimmte eine knappe, aus einer Koalition von Linken und
Gewerbevertretern gebildete Mehrheit dem Antrag des Liberalen Eymann (BS) zu, dass
es bei öffentlichen Aufträgen zulässig sein soll, bei der Erbringung von Leistungen die
Einhaltung der ortsüblichen Arbeitsbedingungen zu verlangen. Diese Barriere gegen ein
mögliches Sozialdumping, welche der in der EU diskutierten Entsenderichtlinie
entspricht, wurde von der kleinen Kammer mit dem Argument gestrichen, dass dies
eine Benachteiligung von Anbietern aus wirtschaftlichen Randgebieten darstellen
würde, welche ihre Standortnachteile mit niedrigeren Löhnen kompensieren müssen.
Der Nationalrat schloss sich in der Differenzbereinigung gegen den Widerstand der SP
und der GP mit 81:49 Stimmen diesem Entscheid an. Auf Antrag von Ständerat Zimmerli
(svp, BE) nahm das Parlament zudem die Bestimmung auf, dass die Kantone eine von
der Verwaltung unabhängige Instanz schaffen müssen, welche Rekurse gegen die
Vergabe von Aufträgen behandelt. In der Schlussabstimmung über das neue Gesetz gab
es im Nationalrat zwei und im Ständerat eine Gegenstimme. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1995
HANS HIRTER

Geld, Währung und Kredit

Banken

Im Ständerat machte Kommissionssprecher Jagmetti (fdp, ZH) darauf aufmerksam, dass
eine Harmonisierung des schweizerischen Bankenrechts mit den Vorschriften der EU
vor allem im Hinblick auf die Erhaltung der Konkurrenzfähigkeit des Finanzplatzes
Schweiz im internationalen Wettbewerb erforderlich sei. In bezug auf die ausländischen
Bankniederlassungen stimmte der Rat den Regierungsanträgen zu. Er übertrug aber die
Kompetenz zum Abschluss von bilateralen Abkommen über die Bankenaufsicht durch
ausländische Organe und den Informationsaustausch zwischen den Aufsichtsbehörden
vom Bundesrat auf das Parlament. Der Rat beschloss im weiteren, dass sich in Zukunft
auch die Kantonalbanken der Prüfung durch eine externe Revisionsstelle werden
unterziehen müssen, und dass die Kantone die bankengesetzliche Aufsicht über ihre
Kantonalbanken vollumfänglich an die Eidgenössische Bankenkommission übertragen
können. Mit knappem Mehr nahm der Rat dann einen Antrag Zimmerli (svp, BE) an, der
zulassen wollte, dass Kantonalbanken auch dann zu dieser Kategorie gehören, wenn die
Staatsgarantie sich nur noch auf einen Teil der Bankgeschäfte (Sparhefte und
Kassenobligationen) erstreckt. Damit sollte gemäss dem Antragsteller die Voraussetzung
für eine schrittweise Privatisierung der Kantonalbanken geschaffen werden.

Diese letzte Bestimmung fand im Nationalrat keine Unterstützung. Er strich sie mit der
Begründung, dass die Zukunft der Kantonalbanken und die damit verbundene
Gesetzgebung grundsätzlich überdacht werden müssen. Sonst schloss er sich
weitgehend dem Ständerat an. Abweichend von der kleinen Kammer stimmte er
allerdings einem Antrag Poncet (lp, GE) zu, der vorsieht, dass die von Aufsichtsbehörden
auf dem Amtsweg erhaltenen Informationen nur dann an ausländische
Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet werden dürfen, wenn ein internationales
Rechtshilfeverfahren rechtsgültig abgeschlossen worden ist. Dieser Beschluss stiess vor
allem bei der SP auf heftigen Widerstand. Ihre Vertreter warfen der bürgerlichen
Mehrheit vor, damit die Einrichtung von Banken, welche für kriminelle Organisationen
arbeiten, zu erleichtern. Von Seiten der Nationalbank wurde der Beschluss ebenfalls
kritisiert, da er einen Rückschritt hinter bestehende Regelungen darstelle und
längerfristig das Ansehen des Finanzplatzes Schweiz gefährden würde. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.02.1993
HANS HIRTER
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Die grosse Bedeutung der Arbeit der Eidgenössischen Bankenkommission für das
Funktionieren, aber auch für das Ansehen des Finanz– und Bankenplatzes Schweiz
veranlasste Ständerat Zimmerli (svp, BE), mit einer parlamentarischen Initiative eine
politische Oberaufsicht über dieses Gremium zu fordern. Dabei sollte die
Unabhängigkeit der Bankenkommission von Regierung und Nationalbank erhalten
bleiben. Das Aufsichtsorgan, welches Zimmerli aus Vertretern der beiden
Parlamentskammern bilden möchte, hätte die Arbeit der Bankenkommission zu
begleiten und nötigenfalls auch politisch zu stützen. Gegen den Antrag ihrer WAK gab
die kleine Kammer der Initiative Folge. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.03.1993
HANS HIRTER

Der Ständerat hatte im Vorjahr – gegen den Antrag seiner WAK – einer als allgemeine
Anregung formulierten parlamentarischen Initiative Zimmerli (svp, BE) für eine
politische Oberaufsicht über die Bankenkommission Folge gegeben. Die WAK legte
gegen Jahresende den von ihr verlangten konkreten Vorschlag vor. Sie beantragte, im
Bankengesetz formell festzuhalten, dass der Geschäftsbericht, den die
Bankenkommission mindestens einmal jährlich dem Bundesrat vorlegen muss, von
diesem an das Parlament zur Kenntnisnahme weiterzuleiten ist. Bisher bildete dieser
Rapport Teil des bundesrätlichen Geschäftsberichts. Als alternativen Minderheitsantrag
fordert Kommissionsmitglied Piller (sp, FR) die Einsetzung eines speziellen
parlamentarischen Aufsichtsgremiums. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.03.1994
HANS HIRTER

Der Ständerat befasste sich mit dem Vorschlag seiner WAK für eine Verbesserung der
politischen Oberaufsicht über die Bankenkommission. Mit Stichentscheid des
Präsidenten setzte sich der Antrag der Kommissionsmehrheit durch, nicht ein
spezielles parlamentarisches Aufsichtsgremium einzusetzen, sondern mittels einer
Änderung des Bankengesetzes dafür zu sorgen, dass sich der Geschäftsbericht der
Bankenkommission explizit direkt (und nicht via Geschäftsbericht des Bundesrates) an
das Parlament richten soll. Diese Minimallösung entsprach nun nicht mehr den
Intentionen von Zimmerli (svp, BE), der ursprünglich mit einer parlamentarischen
Initiative den Anstoss für diese Reform gegeben hatte. Auf seinen Antrag beschloss der
Ständerat, die Übung abzubrechen und die eben beschlossene Gesetzesänderung nicht
an den Nationalrat weiterzuleiten. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER

An diesem Hilfsfonds beteiligte sich – neben Banken, Industrie und Versicherungen –
auch die Nationalbank mit einer Einlage von 100 Mio Fr. Der Betrag basiert auf der
Annahme, dass die Nationalbank während des Zweiten Weltkriegs mit ihren
Goldgeschäften einen Gewinn von rund 20 Mio Fr. erzielt hat; gemessen an der
seitherigen Entwicklung des Goldpreises entspricht dies rund 100 Mio Fr. Die Leitung
der SNB betonte, dass dieser freiwillige Beitrag Ausdruck des Mitgefühls mit den
Opfern des Holocaust sei. Er dürfe aber keinesfalls als Schuldanerkennung gewertet
werden. Der Bundesrat hatte im Einvernehmen mit der Nationalbankleitung
beschlossen, diese Zahlung vom Parlament in einem besonderen Bundesbeschluss
absegnen zu lassen. Der Nationalrat stellte sich jedoch auf den Standpunkt, dass der
vom Bundesrat gewünschte Beschluss nicht in seine Kompetenz falle. Die Nationalbank
solle selbst über die Massnahmen entscheiden, welche sie für die Wiederherstellung
ihres guten Rufs erforderlich findet. Kommissionssprecher Suter (fdp, BE) gab zudem
zu bedenken, dass ein derartiger dem Referendum unterstellter Beschluss zu
unerwünschten Verzögerungen bei der Auszahlung der Gelder an betagte und
hilfsbedürftige Holocaust–Überlebende führen könnte. Obwohl die Rechtsprofessoren
Zimmerli (svp, BE) und Rhinow (fdp, BL) die Ansicht des Bundesrates verteidigten, dass
es für diese Zahlung einer besonderen Rechtsgrundlage bedürfe, schloss sich der
Ständerat dem Nichteintretensbeschluss der grossen Kammer an. Nachdem am 30.
Oktober der Bankrat der SNB die Einlage bewilligt hatte, konnte der Vorsitzende des
Fonds, Rolf Bloch, bekanntgeben, dass dieser mit Zinsen auf CHF 272 Mio. angewachsen
war. Die drei Grossbanken hatten gleich wie die Nationalbank CHF 100 Mio. gespendet,
die übrigen Banken 20 Mio und die Industrie und die Versicherungen je CHF 25 Mio. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.06.1997
HANS HIRTER
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Landwirtschaft

Agrarpolitik

En 1992, le Conseil fédéral avait présenté un contre-projet aux deux initiatives
populaires, «Pour une agriculture compétitive et respectueuse de l'environnement»,
lancée par l'USP, et «Paysans et consommateurs — Pour une agriculture en accord avec
la nature», émanant des organisations de consommateurs, de paysans, de protection
de l'environnement et de l’AdI.

Opposée à l'initiative populaire de l'USP et jugeant le contre-projet du Conseil fédéral
trop sommaire, la commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats a
élaboré un nouvel article constitutionnel 31 octies spécifique sur l'agriculture, qui
définit avec plus de précision les tâches de la Confédération dans ce domaine; outre
les principes généraux de la garantie de l'approvisionnement de la population, de
l'utilisation durable des bases naturelles d'existence, de l'entretien du paysage rural et
de l'occupation décentrée du territoire, l'article précise également les différentes
mesures, notamment les paiements directs, que peut prendre la Confédération pour
promouvoir les exploitations paysannes. Après avoir rejeté plusieurs propositions
d'amendements, le Conseil des Etats a accepté à l'unanimité l'article proposé par sa
commission; au vu de cette large approbation, le Conseil fédéral s'est par la suite rallié
au projet adopté par les sénateurs.

Par ailleurs, sur proposition d'U. Zimmerli (udc, BE), qui, se basant sur la loi sur les
rapports entre les Conseils, a rappelé que deux initiatives sur un même sujet devaient
être traitées séparément par les Chambres fédérales et même que les délibérations sur
la deuxième devaient avoir lieu après la votation sur la première, le Conseil des Etats a
décidé de suspendre les délibérations sur l'initiative des consommateurs et des
organisations de protection de l'environnement jusqu'à la votation populaire sur la
première initiative et le contre-projet du Conseil des Etats. 23

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.06.1993
ANDRÉ MACH

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Zu diesem Themenkreis waren auch im Ständerat drei Motionen eingereicht worden.
Die Vorstösse Onkens (sp, TG) (Mo 90.832) und Webers (ldu, ZH) (Mo 90.881) wurden
problemlos als Postulate überwiesen, derjenige Zimmerlis (svp, BE) (Mo 90.678), der
aufgrund seiner konkreten Ausgestaltung auf Opposition stiess, benötigte dazu die
Gunst des Präsidenten, welcher ihn bei einem Patt von 8 zu 8 Stimmen mit
Stichentscheid überwies. 24

MOTION
DATUM: 13.03.1991
DIRK STROHMANN

Raumplanung

Die grosse Kammer sprach sich auf Antrag der Mehrheit ihrer Kommission knapp für
eine vom Ständerat im Frühjahr gegen den Widerstand Bundesrat Kollers überwiesene
Motion Zimmerli (svp, BE) aus, welche eine flexiblere Ordnung der in der
Landwirtschaftszone geltenden Nutzungsvorschriften verlangte. Während der
Bundesrat zur Rechtfertigung seiner ablehnenden Haltung besonders auf die von den
Kantonen noch weitgehend ungenutzten Ausnahmemöglichkeiten im bestehenden
Gesetz verwies, fürchtete die Kommissionsminderheit, welche hauptsächlich von
Sozialdemokraten gebildet wurde, aber neben einem Mitglied der Fraktion der Grünen
auch je einen Vertreter der FDP sowie der SVP umfasste, dass mit der Motion die
bestehende gesetzliche Regelung untergraben würde. 25

MOTION
DATUM: 11.12.1991
DIRK STROHMANN

Im Dezember letzten Jahres hatte der Ständerat - gegen den Willen des Bundesrates -
eine Motion von Zimmerli (svp, BE) (90.780) überwiesen, in welcher durch eine
Teilrevision des Raumplanungsrechts eine teilweise Öffnung von Landwirtschaftszonen
für landwirtschaftsfremde Bauten verlangt wurde. Im Mai kam der Bundesrat dem
Auftrag des Parlaments nach, indem er eine Expertenkommission unter der Leitung des
Obwaldner Baudirektors Durrer einsetzte. Das 18köpfige Gremium setzt sich aus
Fachleuten der Landwirtschaft, des Natur- und Heimatschutzes, der Raumplanung und

ANDERES
DATUM: 13.05.1992
DIRK STROHMANN
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der Wirtschaft zusammen. 26

Eine vom Obwaldner Landammann Adalbert Durrer (cvp) präsidierte
Expertenkommission befasste sich mit der Umsetzung einer 1991 überwiesenen Motion
Zimmerli (svp, BE) (90.780), welche eine Lockerung des Raumplanungsgesetzes (RPG)
im Bereich Landwirtschaft und Landschaft fordert. Die Experten schlugen vor, dass in
der Landwirtschaftszone nicht mehr nur bodenabhängige Nutzungen möglich sein
sollen. Zugelassen wären künftig auch Bauten und Anlagen, die zur langfristigen
Erhaltung eines Landwirtschafts- oder Gartenbaubetriebs dienen. Darunter fallen auch
bodenunabhängige Betriebsteile wie die Intensivmast oder Hors-sol-Kulturen und
Anlagen für die Aufbereitung, die Lagerung und den Verkauf von betriebseigenen
Erzeugnissen. Mit einem erweiterten Ausnahmetatbestand im RPG sollen die Kantone
ausserdem die Kompetenz erhalten, Zweckänderungen von bestehenden Bauten
ausserhalb der Bauzone zuzulassen, wenn das dadurch erzielbare Einkommen zur
langfristigen Erhaltung des landwirtschaftlichen oder gartenbaulichen Betriebs
erforderlich ist. Nicht beanspruchte landwirtschaftliche Gebäude könnten als
Ferienwohnungen genutzt werden. Der vom Bundesrat in die Vernehmlassung
geschickte Kommissionsvorschlag stiess in Umweltkreisen, bei Parteien und der
Wirtschaft auf massive Kritik und wurde auch von einer Mehrheit der Kantone
abgelehnt. So würde gemäss vielen Kritikern die bisherige strikte Trennung von Bau-
und Nichtbaugebiet unterlaufen, und es drohe eine beschleunigte Zersiedelung. Auf
Opposition stiess vor allem auch die Zulassung bodenunabhängiger Agrar-
Industrie. So befürchtete das Gewerbe eine Privilegierung der Bauern, welche auf
billigstem Boden auf gewerbliche Tätigkeit umsteigen könnten. Nur die SVP und der
Schweizerische Bauernverband begrüssten die Vorlage vorbehaltlos. 27

ANDERES
DATUM: 08.12.1994
EVA MÜLLER

Kritisch bis ablehnend ist im Vernehmlassungsverfahren eine Teilrevision des
Raumplanungsgesetzes (RPG) aufgenommen worden, die eine Öffnung der
Landwirtschaftszonen für kommmerzielle und gewerbliche Zwecke zum Ziel hat. Eine
vom Obwaldner Landammann Adalbert Durrer (cvp) präsidierte Expertenkommission
hatte sich mit der Umsetzung dieses auf eine Motion Zimmerli (svp, BE)
zurückgehenden Anliegens befasst und sich für eine weitgehende Öffnung der
Landwirtschaftszone ausgesprochen. 17 Kantone, vier Parteien (SP, Grüne, LP, SD), alle
Umweltorganisationen, fast alle Gruppierungen aus dem Bereich Planung und
Bodenrecht sowie der Gemeindeverband lehnten die Vorlage ab; neun Kantone, die
bürgerlichen Bundesratsparteien und die grossen Wirtschaftsverbände formulierten
gewichtige Vorbehalte. Im Zentrum der Kritik standen dabei die Vorschläge, die
Bodenabhängigkeit landwirtschaftlicher und gartenbaulicher Nutzungen aufzuweichen
sowie die Agrarzone für gewerbliche Nutzungen zugänglich zu machen. Die Vorlage
verletze durch die Preisgabe der Bodenabhängigkeit oder durch die Zulassung
vollständiger Zweckänderungen bestehender landwirtschaftlicher Bauten zur
gewerblichen Nutzung den verfassungsmässig garantierten Grundsatz der Trennung
von Baugebiet und Nichtbaugebiet und würde zu Kollisionen mit dem bäuerlichen
Bodenrecht oder sogar zu dessen Aushöhlung führen. Konsensfähig erschien dagegen
der Vorschlag, nicht mehr benötigte landwirtschaftliche Bauten vermehrt für
Wohnzwecke nutzen zu dürfen. Der Bundesrat schickte die Vorlage zur Überarbeitung
zurück und legte Rahmenbedingungen fest. So sollten Bauten für bodenunabhängige
Produktion in der Landwirtschaftszone vor allem in Zusammenhang mit der
sogenannten „inneren Aufstockung“, d.h. der Sicherung eines landwirtschaftlichen
Betriebes durch Angliederung von Bauten zur bodenunabhängigen Produktion, zulässig
sein. Das Gebiet ausserhalb von Bauzonen sei gewerblichen Tätigkeiten jedoch nur in
sehr beschränktem Umfang zu öffnen. Die vermehrte Nutzung nicht mehr benötigter
landwirtschaftlicher Bauten solle grundsätzlich ermöglicht werden. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.10.1995
EVA MÜLLER

Ende Mai stellte der Bundesrat die Elemente der künftigen Raumordnungspolitik der
Schweiz vor. Er leitete dem Parlament eine Teilrevision des RPG zu, die auf eine
„kontrollierte“ Lockerung der Bau- und Nutzungsvorschriften in den
Landwirtschaftszonen abzielt und dafür sorgen soll, dass die Landwirtschaft künftig
besser auf die neuen Herausforderungen reagieren kann. Die Revisionsarbeiten gehen
auf eine Motion des Berner SVP-Ständerates Ulrich Zimmerli zurück. Die Teilrevision
schlägt Änderungen auf zwei Ebenen vor: Zum einen soll die Zonenkonformität für
Bauten und Anlagen in der multifunktionellen Landwirtschaftzone neu umschrieben
werden, zum anderen sollen Bauten, die infolge des Strukturwandels für den bisherigen
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Zweck nicht mehr benötigt werden, unter strengen Voraussetzungen auch zu
landwirtschaftsfremden Zwecken umgenutzt werden dürfen. Kernstück der
Neuumschreibung der Zonenkonformität bildet der künftige Verzicht auf die
Unterscheidung zwischen bodenabhängiger und bodenunabhängiger Bewirtschaftung.
Als zonenkonform sollen künftig all jene neuen Bauten und Anlagen gelten, die
unabhängig von der Produktionsweise für Landwirtschaft oder Gartenbau unerlässlich
sind und im Interesse einer längerfristigen Betriebsführung erstellt werden. Damit
werden Hors-sol-Gewächshäuser und Mastbetriebe künftig gleich behandelt wie
bodenabhängige Landwirtschaft. Der Bundesrat unterstrich jedoch, dass ihr
Entwicklungspotential beschränkt bleiben solle und hielt die Kantone dazu an,
Landwirtschaftszonen weiterhin zu unterscheiden.

Als weiterer wichtiger Revisionspunkt wird die Möglichkeit eröffnet, funktionslos
gewordene Bauten zu landwirtschaftsfremden Zwecken umzunutzen. So sollen
Landwirte nicht mehr benötigte Bauernhäuser als Wohn- und Ferienhäuser nutzen
können. Möglich sind bauliche Veränderungen, um etwa Ferien auf dem Bauernhof
anbieten zu können, Kantone dürfen künftig aber auch rechtskonform zulassen, dass
leerstehende Bauernhäuser von Personen bewohnt werden, die nicht oder nicht mehr
in der Landwirtschaft tätig sind. Die Umnutzung bleibt aber auf das zum Zeitpunkt der
Bewilligungserteilung vorhandene Bauvolumen beschränkt. Mit dieser Regelung würden
auch zahlreiche ohne Bewilligung in Ferienhäuser umgebaute Rustici und Maiensässen
legalisiert. Schliesslich soll die Landwirtschaftszone für gewerbliche Nutzungen
zugänglich gemacht werden. Dabei beharrte der Bundesrat aber darauf, dass eine
gewerbliche Nutzung eng an die Landwirtschaft angelehnt sein und die gewerbliche
Tätigkeit - gemessen am Haupterwerb - von untergeordneter Bedeutung bleiben muss.
Von der Kompetenz vollständiger Zweckänderungen bestehender Gebäude für beliebige
gewerbliche Tätigkeiten in der Landwirtschaftszone, wie sie die von Adalbert Durrer
(cvp, OW) präsidierte Expertenkommission vorgeschlagen hatte, und die von
Gewerbekreisen im letztjährigen Vernehmlassungsverfahren stark kritisiert worden war,
sah er ab. 29

Bodenrecht

Nachdem die Kommission die Bestimmungen im vorgegebenen Sinn bereinigt hatte,
konnte die Vorlage in der Herbstsession zur endgültigen Beratung kommen. Hier wurde
auf Antrag Zimmerlis (svp, BE), welcher bereits die Kommissionsminderheit in der
Verfahrensfrage angeführt hatte, entgegen der Vorlage der Kommissionsmehrheit die
Privilegierung des Selbstbewirtschafters festgeschrieben, indem die Bewilligung
verweigert werden muss, wenn «der Erwerber nicht Selbstbewirtschafter ist», der
Käufer nach dem Handel mehr Land hätte, als für «eine überdurchschnittlich gute
Existenz einer bäuerlichen Familie» nötig ist oder das Grundstück ausserhalb des
«ortsüblichen Bewirtschaftungsbereichs» liegt. Ausnahmen von diesem Grundsatz sind
jedoch zulässig, namentlich, wenn der Erwerb der Schaffung oder Arrondierung eines
Pachtbetriebes oder einer Versuchsanstalt dient sowie zur Gewährleistung einer
vernünftigen Bodenpolitik durch die öffentliche Hand. Zu verweigern ist die Bewilligung
schliesslich auch, wenn ein «übersetzter Preis» vereinbart wurde, wobei über die
Definition eines solchen Preises zwischen dem Ständerat und der vorberatenden
Kommission des Nationalrats zur Zeit noch Uneinigkeit besteht. In dieser Form wurde
das Gesetz vom Ständerat mit 24 zu 5 Stimmen verabschiedet.

Ende Oktober nahm auch die Nationalratskommission die Beratungen, welche sie
unterbrochen hatte, um die Entscheidung der kleinen Kammer abzuwarten, wieder auf
und verabschiedete Ende Dezember eine Fassung, welche weitgehend derjenigen des
Ständerats entspricht, mit der gewichtigen Ausnahme jedoch, dass das Gesetz auch auf
die Nebenerwerbsbetriebe ausgedehnt werden soll. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.1990
DIRK STROHMANN

Neben den persönlichen Eingaben auf parlamentarischer Ebene war am 8. April 1993
eine Standesinitiative des Kantons Genf eingereicht worden, welche die ersatzlose
Abschaffung der „Lex Friedrich“ forderte. Während sich die zuständige Kommission des
Ständerats dazu grundsätzlich positiv ausgesprochen hatte, lehnte sie der Bundesrat in
seiner Stellungnahme als zu weitgehend ab, stellte jedoch bis Ende Jahr die
Ausarbeitung einer Teilrevision des betreffenden Gesetzes in Aussicht. Darüber hinaus
solle eine Expertengruppe bis 1995 mit einer allfälligen Aufhebung der „Lex Friedrich“
verbundene legislative Massnahmen abklären.

STANDESINITIATIVE
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Die von Zimmerli (svp, BE) geleitete Ständeratskommission begrüsste die Erklärung des
Bundesrats, behielt aber ihren Druck auf die Landesregierung aufrecht, indem sie der
Genfer Standesinitiative durch eine eigene Kommissionsmotion (93.3378) sowie ein
Kommissionspostulat (93.3379) teilweise Folge geben wollte. Darin wird der Bundesrat
aufgefordert, den eidgenössischen Räten bis Mai 1994 eine Vorlage zu einer raschen
Teilrevision der „Lex Friedrich“ zu unterbreiten. Die darin vorgesehene
Bewilligungspflicht solle grundsätzlich auf reine Kapitalanlagen sowie den Erwerb von
Ferien- und Zweitwohnungen bzw. diesen entsprechende Bauten beschränkt werden.
Die neue gesetzliche Regelung habe insbesondere den wirtschaftlichen Bedürfnissen
des Industrie- und Finanzsektors, der Tourismus- und Bergregionen sowie der
Verträglichkeit mit entsprechenden ausländischen Gesetzgebungen und der
Vereinbarkeit mit dem durch die Europäische Union und dem GATT gesetzten Recht zu
entsprechen. Gleichzeitig wird der Bundesrat aufgefordert, ebenfalls bis Mai 1994
aufzuzeigen, durch welche Gesetzesmassnahmen die „Lex Friedrich“ abgelöst werden
kann.

In der Herbstsession überwies das Ratsplenum sowohl die beiden auch von Bundesrat
Koller befürworteten Vorstösse seiner Kommission wie auch die vom Bundesrat aus
staatspolitischen Überlegungen, unter Bezugnahme auf das Schlagwort der
„Überfremdungsgefahr“, abgelehnte Motion Reymond (lp, VD) (93.3081) für eine
vollständige und definitive Abschaffung des Gesetzes über den Erwerb von
Grundstücken durch Personen im Ausland. Gegen solch ein radikales Vorgehen hatte
sich der Bundesrat bereits wenige Tage zuvor, anlässlich der Präsentation der Zahlen
der Immobilienverkäufe an im Ausland lebende Personen, ausgesprochen. Diese zeigen,
nach Jahren nicht ausgeschöpfter Höchstkontingente, seit 1992 eine Trendwende an,
nahm doch die Zahl der Gesuche in jenem Jahr um 65% gegenüber dem Vorjahr zu;
eine Tendenz, die auch im Berichtsjahr – soweit entsprechende Zahlen vorliegen –
weiter anhielt. 31

Wohnungsbau und -eigentum

Am 7. Februar kam die Volksinitiative «Wohneigentum für alle» des
Hauseigentümerverbandes zur Abstimmung. Auf der Gegnerseite wurde vor der
Abstimmung durch den Mieterverband und den Gewerkschaftsbund eine intensive
Kampagne geführt. Der Mieterverband stellte in grossen Zeitungsinseraten die Fairness
der Vorlage in Frage. Der Eigenheimbesitzer sei nach dem geltenden Gesetz bereits
bevorzugt, weil er im Gegensatz zu den Mieterinnen und Mietern einen Teil der
Aufwendungen fürs Wohnen von den Steuern abziehen könne. Mit seiner Initiative wolle
nun der Hauseigentümerverband zusätzlich eine Reduktion des Eigenmietwertes und
damit ein weiteres Steuergeschenk erwirken. Auch die Parteileitung der SP empfahl die
Initiative einstimmig zur Ablehnung. Ein überparteiliches Komitee «Nein zur
Hauseigentümer-Initiative», welches durch die Ständeräte Zimmerli (svp, BE) und Beerli
(fdp, BE) präsidiert wurde und welchem über 100 Parlamentarier beigetreten waren,
warnte vor Steuererhöhungen und Kürzungen im Sozialbereich, die nach der Annahme
notwendig würden. Schützenhilfe erhielten die Gegner der Initiative auch durch
Bundesrat Villiger, der auf die enormen Steuerausfälle hinwies. Die kantonalen
Finanzdirektoren schlugen ebenfalls Alarm. Sie bezifferten die jährlichen Steuerausfälle
in neun untersuchten Kantonen insgesamt auf über CHF 500 Mio.

Auf der Befürworterseite machten sich in erster Linie Exponenten des
Hauseigentümerverbandes für die Initiative stark. Sie präsentierten eine Studie des
Basler Wirtschaftsprofessors Tobias Studer (erschienen im März 1997 im Auftrag des
HEV), wonach die Initiative zu einer starken Zunahme der privaten Bauinvestitionen und
damit zu Steuermehreinnahmen führen würde. Die SVP beschloss mit 235 zu 22
Stimmen – entgegen der Meinung ihrer Kantonalsektionen Graubünden, Jura und
Appenzell-Ausserrhoden – deutlich die Ja-Parole.

FDP und CVP taten sich schwer damit, eine Parole zu verabschieden. Die
Delegiertenversammlung der FDP spaltete sich in zwei fast gleich grosse Lager.
Bundesrat Kaspar Villiger und Parteipräsident Steinegger plädierten für die Nein-Parole,
weil die Initiative hauptsächlich jenen diene, die bereits Wohneigentum besässen und
sich hinter der Vorlage heimliche Subventionen in Milliardenhöhe verbergen würden.
Für die Initiative sprach Nationalrat Dettling (fdp, SZ), Präsident des Schweizerischen
Hauseigentümerverbandes. Zum Schluss obsiegten die Gegner mit 101 zu 83 Stimmen. In
der Folge fassten nicht weniger als 16 Kantonalsektionen die Ja-Parole. Das knappe Nein
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wurde von Steinegger als Auftrag verstanden, nach erfolgreicher Sanierung der
Bundesfinanzen die allgemeinen Steuersätze zu senken. Die Parteispitze schlug den
Delegierten zudem vor, auf die Abschaffung des Eigenmietwertes bei gleichzeitiger
Streichung des Schuldzinsabzugs hinzuarbeiten. Die Abzüge für den Unterhaltsaufwand
hingegen sollen beibehalten werden. Die Parole der CVP, die an der
Delegiertenversammlung vom 17. Januar gefasst wurde, war im Vergleich zur FDP
deutlicher ausgefallen. Nationalrat Baumberger (cvp, ZH), seinerseits Vorstandsmitglied
des Hauseigentümerverbandes, versuchte seine Partei vergeblich für eine Zustimmung
zur Initiative zu gewinnen. Mit 215 gegen 68 stimmten die Delegierten gegen die
Annahme der Initiative und folgten damit dem Apell ihres Parteipräsidenten Durrer, an
den Beschlüssen des Runden Tisches zur Haushaltssanierung festzuhalten.

In der Abstimmung lehnte das Schweizer Stimmvolk die Initiative «Wohneigentum für
alle» mit 58,7% Neinstimmen ab. Nur die Kantone Aargau, Glarus und Schwyz hiessen
die Initiative gut. Am klarsten gegen die Vorlage gestimmt haben städtische Gebiete
(Basel-Stadt 79,4%), aber auch ländliche Kantone wie Uri oder Graubünden lehnten die
Initiative mit mehr als 60% Nein ab. Überdurchschnittlich stark fiel die Ablehnung auch
in der französischen Schweiz 

Eidgenössische Volksinitiative „Wohneigentum für alle“
Abstimmung vom 7. Februar 1999

Beteiligung: 38,2%
Ja: 721'717 (41,3%) / 3 Stände
Nein: 1'025'025 (58,7%) / 17 6/2 Stände

Parolen: 
– Ja: SVP (3*), FP, Lega, LP (3*), SD; Baumeisterverband, SGV, Bauernverband.
– Nein: SP, FDP (16*), CVP (2*), GP, LdU, EVP, PdA, EDU; SGB, VSA, Mieterinnen- und
Mieterverband, Hausverein Schweiz, CNG.
– Stimmfreigabe: Vorort
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 32

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Fachleute und Politiker wiesen immer wieder auf den engen Zusammenhang zwischen
Armut und Wohnungsnot hin. Diese Einsicht fand auch im Parlament ihren
Niederschlag, wo eine parlamentarische Initiative der Kommission des Ständerates und
drei Motionen (Mo. 90.259, Mo. 90.778 und Mo. 90.839) eingereicht wurden, die den
Bundesrat beauftragen, in diesem Bereich konkrete Massnahmen zur Verhinderung von
Härtefällen zu ergreifen. Die Motion Zimmerli (svp, BE; Mo, 90.679) im Ständerat wurde
später wieder zurückgezogen. 33

MOTION
DATUM: 11.03.1990
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Erwerbsersatzordnung (EO)

Eintreten auf die Vorlage war in der kleinen Kammer nicht bestritten, doch ertönten
sehr kritische Voten aus den Reihen der FDP. Am heftigsten äusserte sich Schiesser
(GL). Er gestand zwar gute Gründe für eine MSV ein und bezeichnete die Vorlage als
letztlich moderat. Er erinnerte Bundesrätin Dreifuss aber auch an die ungelösten
Finanzierungsprobleme in den anderen Sozialversicherungen und stellte bei der
Landesregierung einen Mangel an klaren Vorstellungen und nachhaltigen Konzepten
zum Sozialversicherungssystem fest. Die Vorlage fand hingegen Unterstützung bei den
beiden FDP-Frauen Saudan (GE) und Forster (SG), welche betonten, die heutigen
Ungleichheiten im arbeitsrechtlichen Mutterschaftsschutz müssten unbedingt
korrigiert werden. Die Vertreter der CVP stellten sich – traditionellerweise – voll und
ganz hinter die MSV, vor allem da mit dem neuen Finanzierungsmodell ein durchaus
wirtschaftsfreundlicher Vorschlag zur Debatte stehe. Die SP beteiligte sich nicht an der
Eintretensdebatte.
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Zu Beginn der Detailberatung stellte Beerli (fdp, BE) den Antrag, auf die Grundleistung
für alle Mütter zu verzichten. Die Grundbeiträge stellten in Tat und Wahrheit eine
”Geburtsprämie” dar, die in einer liberalen Gesellschaft nicht zu suchen habe. Eine
Versicherung könne nur einen Schaden ausgleichen, und der erfolge eben beim
Erwerbseinkommen. Mit der Einführung der Grundbeiträge werde das Versicherungs-
mit einem Bedarfssystem im gleichen Gesetz vermischt, wobei es sich bei der
Geringfügigkeit der Beträge gar nicht um echte Bedarfsleistungen handle, für die
ohnehin die Kantone zuständig wären. Mit ihrer Argumentation fand die Bernerin nicht
viel Gehör. Sowohl Brunner (sp, GE) wie Delalay (cvp, VS) erinnerten an die vielen
Frauen, die aufgrund ihrer familiären Pflichten gar nicht auswärts arbeiten können;
ohne Grundleistung würden diese Frauen für ihr Engagement zugunsten der Familie
quasi bestraft. Simmen (cvp, SO) setzte sich ebenfalls klar für die Grundbeiträge ein; es
gehe weniger um die Frage, ob es eine echte Versicherung sei oder nicht, sondern
vielmehr um einen gesellschaftspolitischen Entscheid für die Zukunft der Familien. Mit
25 zu 8 Stimmen wurde der Antrag Beerli deutlich abgelehnt. Mehr Glück hatte Respini
(cvp, TI) mit seinem Antrag, die Adoption der leiblichen Geburt gleichzusetzen und mit
analogen Leistungen zu honorieren. Die Kommission hatte diesen Vorschlag des
Bundesrates wieder aus der Vorlage gekippt. Mit Unterstützung von Bundesrätin
Dreifuss setzte er sich mit 23 zu 11 Stimmen durch.

Die Geister schieden sich dann aber vor allem an der Frage, ob die Erhöhung der MWSt
in einer speziellen Abstimmung oder zusammen mit dem Gesamtpaket, das der
Bundesrat im Jahr 2000 oder 2001 für die finanzielle Sicherung der Sozialwerke (AHV
und IV) vorlegen will, erfolgen soll. Vor allem die Vertreter der FDP und SVP
bezeichneten eine generelle Abstimmung als ”Mogelpackung” und drängten auf eine
Grundsatzabstimmung vor Einführung der MSV, da es nicht angehe, einen neuen
Versicherungszweig einzuführen, bevor dessen langfristige Finanzierung gesichert sei.
Von ihren Kontrahenten aus SP und CVP mussten sie sich deshalb den Vorwurf gefallen
lassen, auf diese Weise die gesamte Vorlage torpedieren zu wollen. Auch Bundesrätin
Dreifuss plädierte für eine Verschiebung der Abstimmung, da Kaskadenabstimmungen
zur MWSt vermieden werden sollten, und zu verhindern sei, dass die verschiedenen
Sozialwerke gegeneinander ausgespielt werden. Schliesslich stand eine Gruppe aus FDP,
SVP und einzelnen Christdemokraten einer gleich starken Koalition bestehend aus der
SP, der Mehrheit der CVP und einzelnen Freisinnigen aus der Romandie gegenüber. Mit
20 zu 20 Stimmen führte die Abstimmung denn auch zu einem Patt. Ratspräsident
Zimmerli (svp, BE) gab den Stichentscheid zugunsten einer vorgezogenen
Abstimmung. 34

Berufliche Vorsorge

Die rot-grüne Minderheit im Nationalrat möchte die Pensionskassengelder ebenfalls
zur Förderung des Wohnungsbaus heranziehen, allerdings nur in beschränktem Mass
und primär zur Gewährung von günstigen Hypothekardarlehen sowohl für
selbstbewohntes Eigentum als auch für den allgemeinen Wohnungsbau. In diese
Richtung zielten drei eingereichte Vorstösse (Mo. 90.479, Po. 90.790), von denen ein
Postulat Longet (sp, GE) im Berichtsjahr überwiesen wurde. Eine von Ständerat
Zimmerli (svp, BE) eingereichte Motion (Mo. 90.678) möchte ebenfalls einen Teil des
Vorsorgekapitals zumindest vorübergehend zur Entlastung des überhitzten
Hypothekarmarktes einsetzen. 35

POSTULAT
DATUM: 22.06.1990
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen
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Migrationspolitik

Unter dem Eindruck rassistischer und fremdenfeindlicher Erscheinungen wurde eine
parlamentarische Gruppe gegründet, die zu einem offenen Verhalten gegenüber
religiösen und ethnischen Minderheiten in der Schweiz beitragen, Angste und
Aggressionen abbauen helfen und durch Information einen Beitrag zur Festigung
humanitärer Werte in der Schweiz leisten will. Den Initianten Zimmerli (svp, BE),
Grendelmeier (ldu, ZH), Couchepin (fdp, VS) und Loeb (fdp, BE) schlossen sich in der
Folge 86 weitere Parlamentarierinnen und Parlamentarier an. Die Gruppe wird von der
Luzerner CVP-Nationalrätin Dormann präsidiert. Im Vorstand sind Parlamentarier der
FDP, SP, SVP, LP sowie des LdU und der Grünen. 36

ANDERES
DATUM: 19.06.1992
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Medienpolitische Grundfragen

Im Gegensatz zum Nationalrat und zum Bundesrat erweiterte der Ständerat das
Zeugnisverweigerungsrecht für Medienschaffende. Mit 20 zu 13 Stimmen folgte er
einem Antrag Zimmerli (svp, BE), der ein absolutes Redaktionsgeheimnis festschreiben
wollte, das nur in zwei Situationen durchbrochen werden kann. Erstens, wenn dadurch
eine Person aus einer unmittelbaren Gefahr für Leib und Leben gerettet werden kann,
oder zweitens, wenn ohne das Zeugnis ein Tötungsdelikt oder ein anderes, mit einer
Mindeststrafe von drei Jahren Zuchthaus bedrohtes Verbrechen nicht aufgeklärt
werden kann. Das gilt für zehn Straftatbestände. Bundespräsident Koller bedauerte,
dass mit dieser Regelung neuere Tatbestände wie das organisierte Verbrechen oder
Geldwäscherei nicht abgedeckt wären. In bezug auf die Veröffentlichung von amtlich
geheimen Dokumenten folgte der Ständerat der restriktiven Linie des Nationalrates
und beschloss - jedoch knapp, mit 16 zu 15 Stimmen - dass diese weiterhin strafbar
bleiben soll. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.1997
EVA MÜLLER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

An der SVP-Neujahrstagung sorgte die von Ständerat Zimmerli (BE) eingebrachte
Forderung nach einem Institut für internationale Konfliktforschung in der Schweiz für
Aufsehen. Er setzte damit einerseits ein Zeichen für die Öffnung der Partei,
andererseits überraschte er das Publikùm mit der Idee einer nicht auf rein
militärischer, sondern auch auf kultureller Basis gegründeten Konfliktforschungsidee
. 38

PARTEICHRONIK
DATUM: 05.01.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

1) AB SR, 1993, S. 1101 ff.; Geschäftsbericht des Bundesrats, 1994, I, S. 29; Presse vom 17.12.93; NZZ, 24.12.93.
2) AB SR, 1994, S. 717 ff.
3) Amtl. Bull. StR, 1994, S. 143 ff.; Presse vom 10.3.94. Vgl. SPJ 1993, S. 35 f.
4) Amtl. Bull. StR, 1999, S. 5 ff. und 560 ff.; Amtl. Bull. NR, 1999, S. 639 ff.; Presse vom 2.3.99.
5) Amtl. Bull. NR, 1999, S. 2589.; Amtl. Bull. StR, 1999, S. 808 ff.; Presse vom 29.9.99.; BBl, 2000, S. 646 ff. (Bericht); BBl, 1999,
S. 9880 ff. (Zustimmung des BR); SGT, 11.5.99.
6) Amtl. Bull. StR, 1990, 5.693 ff. Zu einem Urteil im Zusammenhang mit Art. 6.1 der EMRK siehe SPJ 1988, S. 22 (Fall Belilos).
7) Amtl. Bull. NR, 1991, S. 2454 ff. Vgl. SPJ 1990, S. 44.
8) Vgl. dazu Zimmerli in Amtl. Bull. StR, 1992, S. 530 f.
9) S. Borner / A. Brunetti / T. Straubhaar, Die Schweiz im Alleingang, Zürich 1994; NZZ, 21.3.94; BaZ, 12.4.94.; Verhandl.
B.vers., 1994, V, S. 41; Bund und NZZ, 27.9.94; BZ, 8.10.94
10) Presse vom 20.4.98; Bund, 20.4.98.
11) NZZ, 21.1., 8.2., 21.5., 22.5., 14.9. und 23.12.99; TA, 16.2.99; Lit. SDA/SRG
12) BO CE, 1991, p.979ss.; Presse du 29.11.91; BZ, 18.12.91.
13) BO CE, 1992, p.137ss.; BO CN, 1992, p.256ss.
14) NZZ, 25.3. et 17.4.91; presse du 30.10.91.
15) FF, 1992, II, p. 1402 ss.; FF, 1992, III, p. 1475 ss.; Presse du 16.5.92; presse du . 9.3., 10.3., 16.3., 30.3., 28.4., 29.4., 7.5.,
9.5., 11.5., 12.5., 13.5., 2.6., 10.6. et 16.7.92; NQ, 15.3.92; Ww, 2.4.92; L'Hebdo, 20, 14.5.92 et 21, 21.5.92; VO, 14, 2.4.92, 19,
7.5.92 et 23, 4.6.92; GSoA-Zitig, 46, avril 1992 et 47, juin 1992 et GSoA-Info, avril et juin 1992; Blick, 5.5.92; presse du 6.5. et
9.5.92. Ww, 26.3.92; NQ, 31.3.92; Bund, 1.4.92; TA, 3.4.92; SZ, 28.4.92: NZZ, 6.5.92; Suisse, 26.5.92; Presse du 2.3. et 14.5.92;
JdG, 18.4.92; NQ, 26.4.92; Suisse, 8.6.92; NZZ, 2.12.92; presse du 7.5. et 27.5.92.
16) Amtl. Bull. StR, 1993, S. 880 ff.
17) Amt. Bull. NR, 1995, S. 1143ff.; Amt. Bull. NR, 1995, S. 2052ff.; Amt. Bull. NR, 1995, S. 2299; Amt. Bull. StR, 1995, S. 1095;
Amt. Bull. StR, 1995, S. 870ff.; Amt. Bull. StR, 1995, S. 931ff.; BBI, 1995, IV, S. 548ff.; NZZ, 17.5. und 7.6.95; SGT, 21.9.95; NZZ,
20.7.95; Die Volkswirtschaft, 69/1996, Nr. 2, S. 40 ff.31

01.01.90 - 01.01.20 15ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



18) AB NR, 1993, S. 2491 ff.; AB SR, 1993, S. 762 ff.; Bund, 4.6., 7.9. und 8.10.93; BaZ, 22.12.93.
19) AB SR, 1993, S. 194 ff.
20) BBl, 1995, III, S. 100 ff.
21) AB SR, 1995, S. 1037 ff.; BBl, 1995, III, S. 109 f.
22) AB NR, 1997, S. 1792 ff.; AB SR, 1997, S. 913 ff.; BBl, 1997, III, S. 1361 ff.; Presse vom 26.6.97.; TA, 1.11.97; BZ, 30.9.97.
23) BO CE, 1993, p. 478 ss.
24) AB SR, 1991, S. 190
25) AB NR, 1991, S. 2338 ff.; AB SR, 1991, S. 156 ff.; NZZ, 7.8. und 10.9.91; Bund und BZ, 7.9.91.
26) NZZ, 13.5.92.
27) Presse vom 26.3. und 27.4.94. Kritik: NZZ, 17.8.94; TA, 2.9.94; SHZ, 8.12.94. Siehe auch Lit. „Schweiz. Stiftung für
Landschaftsschutz und Landschaftspflege (1994). Öffnung für das Bauen im Landwirtschaftsgebiet - ein Bumerang für alle?“.
28) Bund und NZZ, 3.10.95.
29) BBl, 1996, III, S. 513 ff.; Presse vom 29.5.96; Lit. „Bundesamt für Raumplanung (1996). Raumplanung und Landwirtschaft:
Auf dem Weg zu einer neuen Partnerschaft?“
30) AB SR, 1990, S. 671ff.; NZZ, 25.10.90; 27.12.90; Bund, 22.12.90.
31) AB SR, 1993, S. 708 ff.; AB SR, 1993, S. 711; Presse vom 16.9.93; BüZ, 20.9.93. Zahlen: Die Volkswirtschaft 67/1994, Nr. 2, S.
54 ff.; Presse vom 4.9. und 30.9.93.; vgl. auch Verhandl. B.vers., 1993, V, S. 23.; StR-Kommission: NZZ, 26.6.93. BR: Presse
vom 26.8.93.
32) BBl., 1999, S. 2912 ff.; NZZ, 14.12.98; BaZ, 8.1.99.; NZZ, 18.1.99.; NZZ, 19.12.98; TA, 5.1.99; Presse vom 7.1.99.; Presse vom
11.1.99 (FDP); AZ, 18.1.99 (CVP). Siehe auch Bund, 8.2.99.; Presse vom 8.2.99.
33) Amtl. Bull. StR, 1990, S. 832 f. Verhandl. B.vers.,1990, IV, S. 121 und 134, Verhandl. B.vers., 1990, V, S. 150,
"Arend/Kellerhals Spitz/Mächler (1990). Benachteiligte Gruppen auf dem Wohnungsmarkt. Probleme und Massnahmen",
Amtl. Bull. NR, 1990, S. 2506 f.
34) AB SR, 1998, S. 742ff.; AB SR, 1998, S. 762ff.
35) Verhandl. B.vers., 1990, V, S. 104 (Motion Leuenberger, sp, ZH), 133 (Postulat Weder, Idu, BS) und 150 (Motion Zimmerli);
Amtl. Bull. NR, 1990, S. 1262 (Postulat Longet); Verhandl. B.vers., 1990, V, S. 132 (Motion Vollmer)
36) NZZ, 12.3.92; Bund, 19.6.92.
37) Amt. Bull. StR, 1997, S. 572ff.
38) Presse vom 7.1.91; SVP ja vom 7.2.91.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 16


